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SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU Europäische Union
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
ASTRA Bundesamt für Strassen
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
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IPV Individuelle Prämienverbilligung
AGVS Auto Gewerbe Verband Schweiz
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FER Fédération des Entreprises Romandes

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
UE Union européenne
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
PME petites et moyennes entreprises
OFROU Office fédéral des routes
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
Cst Constitution fédérale
LPD Loi fédérale sur la protection des données
FRC Fédération romande des consommateurs
RIP Réduction individuelle de primes
UPSA Union professionnelle suisse de l’automobile
ASVAD Association Suisse de Vente à Distance
FER Fédération des Entreprises Romandes
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Vernehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (DSG) und zur
Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz umfasste neben diesem Hauptentwurf
auch einen Entwurf für einen Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung und
Umsetzung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU zur Übernahme
der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie einen Entwurf für die Revision des Übereinkommens
SEV 108 des Europarates zum Schutz des Menschen bei der automatischen
Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Zentrum des Gesetzgebungsprojektes
stehen die Verbesserung der Transparenz von Datenbearbeitungen, die Förderung der
Selbstregulierung bei den Verantwortlichen in Form von Empfehlungen der guten Praxis
sowie die Stärkung der Position und Unabhängigkeit des EDÖB. Im Einklang mit den
europäischen Datenschutzbestimmungen soll darüber hinaus der Schutz von Daten
juristischer Personen aufgehoben werden, um insbesondere den Datenaustausch mit
dem Ausland zu erleichtern. Einige Anforderungen der EU-Richtlinie 2016/680
erfordern ausserdem Anpassungen im Strafgesetzbuch, in der Strafprozessordnung, im
Rechtshilfegesetz und im Schengen-Informationsaustauschgesetz.
Unter den insgesamt 222 Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern befanden
sich alle Kantone, acht politische Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, GP, SP, SVP, PP), drei
eidgenössische Gerichte (Bundesgericht, Bundespatentgericht,
Bundesverwaltungsgericht) sowie zahlreiche weitere Organisationen aus den
betroffenen Kreisen. Während die Übernahme der EU-Richtlinie 2016/680 sowie der
Anforderungen im SEV 108 unumstritten waren, wurde die Revision des DSG und
weiterer Erlasse zum Datenschutz von der Mehrheit der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser im Grundsatz ebenfalls begrüsst. Vielerseits gelobt wurde beispielsweise
das Vorhaben, das schweizerische Datenschutzrecht so weit an die europäischen
Vorgaben anzupassen, dass die Schweiz von der EU weiterhin als Drittstaat mit
angemessenem Datenschutzniveau anerkannt wird. Vorbehalte bestanden jedoch
gegenüber dem – insbesondere für KMU – grossen Verwaltungsaufwand sowie
gegenüber dem «Swiss Finish»: Rund die Hälfte der Teilnehmenden bemängelte, dass
der Entwurf unnötigerweise über die europäischen Anforderungen hinaus gehe.
Demgegenüber ging er rund einem Fünftel der Teilnehmenden – hauptsächlich aus
Konsumentenschutzkreisen – zu wenig weit. Auf harsche Kritik von verschiedensten
Seiten stiess das vorgesehene Sanktionensystem. Laut Bericht wünschten sich «sehr
viele Teilnehmer» dessen «vollständige Überarbeitung», darunter BDP, CVP, FDP, GP
und SP, 18 Kantone sowie Economiesuisse, der Verein Unternehmens-Datenschutz, die
FRC, Privatim und die Stiftung für Konsumentenschutz. Hauptsächlich wurde kritisiert,
dass keine direkte Strafbarkeit für Unternehmen vorgesehen ist, sondern
strafrechtliche Sanktionen, die in erster Linie auf natürliche Personen ausgerichtet
sind. In diesem Zusammenhang herrschte die Befürchtung, es könnten einfache
Angestellte ohne Entscheidungs- und Vertretungsbefugnis verurteilt werden. Dies
wiederum erschwere es den Unternehmen, qualifiziertes und motiviertes Personal –
insbesondere Datenschutzverantwortliche – zu rekrutieren. Der häufigste
Änderungsvorschlag zielte daher auf ein Modell mit Verwaltungssanktionen anstatt
Strafverfahren, die direkt gegen die Unternehmen und nicht gegen Privatpersonen
verhängt werden könnten. Verwaltungssanktionen, so die Hoffnung, hätten eine
grössere Wirksamkeit als das bislang für die Strafbestimmungen im DSG nur selten
angewandte Strafverfahren. Weitere umstrittene Punkte waren auch die Höhe der
Bussen – welche einerseits als zu hoch und andererseits als zu niedrig kritisiert wurde –
sowie der Katalog der strafbaren Verhaltensweisen, welcher ebenfalls wahlweise als
unvollständig bzw. zu umfangreich bezeichnet wurde. Kritisiert wurden des Weiteren
auch die mangelhafte Regulierungsfolgeabschätzung und die fehlenden Ausführungen
zum Verhältnis zwischen dem Datenschutzrecht des Bundes und jenem auf kantonaler
Ebene. Hierzu äusserten auch die Kantone Glarus, Solothurn und Zürich Bedenken, dass
die Frist für die Anpassung des kantonalen Rechts zu kurz bemessen sei. Die SVP, die
Kantone Schwyz und Waadt sowie einige betroffene Kreise – darunter der AGVS, Auto
Schweiz, die FER, PharmaSuisse, Santésuisse sowie der VSV – lehnten den Vorentwurf in
der vorliegenden Form ausdrücklich ab, befanden sich damit jedoch klar in der
Minderheit aller Vernehmlassungsteilnehmenden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.08.2017
KARIN FRICK
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Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Weil die SPK-NR im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission im Ständerat den beiden
Standesinitiativen der Kantone Uri (14.316) und Zug (14.307) nicht Folge geben wollte,
gelangten die beiden Geschäfte zur Frage der Souveränität der Kantone bei der
Ausgestaltung ihrer Wahlsysteme in den Nationalrat. Die Kommissionssprecher
erklärten, dass man bereits 2013 bei der Diskussion um die Gewährleistung der
Verfassung des Kantons Schwyz über die Angelegenheit diskutiert habe. Man habe sich
bereits damals für eine faire Ausgestaltung des Wahlrechts eingesetzt. Das Recht der
Kantone, ihr eigenes Wahlsystem auszuwählen, werde nur dann beschnitten, wenn die
Wahlrechtsgleichheit bedroht sei: Bei Proporzwahlen müssen die Stimmen aller
Bürgerinnen und Bürger ein vergleichbares Gewicht haben. Nur so würden auch die
Grundbedingungen der Verfassung gewahrt. Gerhard Pfister (cvp, ZG), Anführer der
Kommissionsminderheit, wies darauf hin, dass die Ursache der Initiative Entscheide des
Bundesgerichtes in den letzten 10 Jahren gewesen seien, die in die kantonale
Autonomie eingegriffen hätten. Diese Rechtsprechung sei zudem widersprüchlich
geworden, weil das Bundesgericht einerseits Majorzwahlen gestatte, die im Sinne der
Repräsentation ungerechter seien als Proporzwahlen. Andererseits zeige das Gericht
die Tendenz, nur noch bestimmte Proporzsysteme zulassen zu wollen. Nicht nur den
Eingriffen des Bundesgerichtes sei ein Riegel zu schieben, sondern die kantonale
Autonomie abzusichern. Die Standesinitiativen verlangen eine Präzisierung von Artikel
34 BV, der eine unverfälschte Stimmabgabe gewährleistet. Die Argumentation der
Kommissionsminderheit schien in der Volkskammer zu verfangen. Beiden
Standesinitiativen wurde mit 99 zu 87 Stimmen bei 4 Enthaltungen (Zug) bzw. 98 zu 90
Stimmen bei 3 Enthaltungen (Uri) Folge gegeben. Dank der deutlichen Mehrheiten der
SVP- und der CVP-Fraktion, unterstützt von einigen FDP-Abweichlern muss nun eine
Verfassungsänderung in Angriff genommen werden. In der Presse wurde der Entscheid
als Trotzreaktion auf die Bundesgerichtsurteile der letzten Jahre kommentiert. Der
Versuch, kantonale Autonomie über die Demokratie zu stellen sei allerdings gefährlich:
Wenn die Kantone beim Wahlrecht einen Freipass erhielten, könnten sie auch das
Frauenwahlrecht wieder abschaffen, gab etwa der Staatsrechtler Andreas Auer zu
bedenken. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le Tribunal fédéral a donné raison à l’Office fédéral des routes (OFROU) dans une
affaire concernant la gravité du non respect des prescriptions en matière d’usure des
pneus. Un automobiliste schwytzois s’était vu retirer son permis de conduire pour une
durée d’un mois au motif que trois des quatre pneus de sa voiture présentaient un
profil inférieur à 1,6 millimètre. Aucun accident n’ayant résulté de la négligence du
conducteur, le Tribunal administratif cantonal a jugé que l’infraction revêtait une faible
gravité et méritait seulement un avertissement, et non un retrait de permis. Saisi par
l’OFROU, la cour suprême a toutefois estimé que l’état des pneus constituait bel et
bien un facteur essentiel pour la sécurité routière et que la violation des prescriptions
en ce domaine était par conséquent moyennement grave et justifiait pleinement un
retrait du permis de conduire pour une durée d’un mois. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.08.2007
NICOLAS FREYMOND
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Januar 2019 gab das Bundesgericht einer Beschwerde von betroffenen Personen
recht, wonach die Einkommensgrenze bei der individuellen Prämienverbilligung (IPV)
für Kinder und junge Erwachsene im Jahr 2017 im Kanton Luzern zu tief angesetzt war.
Die Senkung der Grenze der Nettoeinkommen gemäss Steuererklärung für Ehepaare von
CHF 75'000 auf CHF 54'000, mit der nur gerade der unterste Bereich der mittleren
Einkommen unterstützt wurde, entspreche nicht dem KVG, das eine Unterstützung von
«unteren und mittleren Einkommen» durch Prämienverbilligungen vorsehe. Die
Kantone hätten zwar grosse Freiheiten bezüglich der Umsetzung der entsprechenden
Regelung, die Ausführungsbestimmungen der Kantone dürften jedoch nicht gegen
«Sinn und Geist der Bundesgesetzgebung» verstossen, erklärte das BGer. Das
Kantonsgericht hatte zuvor eine Prüfung der entsprechenden Verordnung abgelehnt. 
Die Medien führten die Senkung der Einkommensgrenze in Luzern auf eine vom Volk
abgelehnte Steuererhöhung im Mai 2017 zurück. Da diese Gelder ausgeblieben seien,
habe der Kanton die Einkommensgrenze für Kinder und junge Erwachsene rückwirkend
gesenkt und somit CHF 15 Mio. gespart. Rund 8'000 Familien seien von dieser Änderung
betroffen gewesen. Verschiedene Haushalte hätten gar bereits ausbezahlte
Prämienverbilligungen zurückzahlen müssen.
Doch nicht nur im Kanton Luzern, auch in acht weiteren Kantonen läge die
Einkommensgrenze unterhalb des Mittelstandes, erklärte die Presse mit Verweis auf
einen Bericht des BAG. Insgesamt sei der Anteil der Prämienverbilligungskosten, welche
die Kantone übernehmen, von etwa der Hälfte auf 41.7 Prozent gesunken – dabei gäbe
es aber grosse kantonale Unterschiede. 
Als «Steilpass des Bundesgerichts» für die SP erachtete der Blick dieses Urteil. So
forderten die Sozialdemokraten in der Folge, dass alle Kantone ihre entsprechenden
Regeln überprüfen. Man rechne damit, dass 200’000-300'000 Haushalte zu wenig Geld
erhalten, erklärte die SP in einer Pressekonferenz. Die Kantone hätten einen Monat Zeit,
bevor die Partei rechtliche Schritte einleite. Zudem seien nationale Regeln in diesem
«föderalistischen Flickenteppich» dringend, erklärte etwa Barbara Gysi (sp, SG). Genau
solche plante die SP mit ihrer Prämienentlastungsinitiative, deren Lancierung für
Februar 2019 geplant war. 
Doch nicht nur auf linker, auch auf bürgerlicher Seite begrüssten Gesundheitspolitiker
gemäss Medien das Urteil. Der Präsident der Sozialdirektorenkonferenz, Martin Klöti
(SG, fdp), erklärte etwa eine Harmonisierung der IPV als nötig. Andere bürgerliche
Stimmen kritisierten hingegen, dass das Gericht hier in föderale Strukturen und somit
in die Freiheit der Kantone eingreife. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.01.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) Erläuternder Bericht zum Vorentwurf DSG; Vernehmlassungsbericht Totalrevision DSG
2) AB NR, 2016, S. 541 ff.; LZ, 19.3.16
3) BZ, 4.8.07.
4) Bundesgerichtsurteil 8C_228 vom 22.1.19; TA, 28.1.19; AZ, BaZ, Blick, CdT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 29.1.19; Blick, NZZ, TA,
30.1.19; WoZ, 31.1.19
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